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die 16  : 0 beschlossen haben, dass zum 1. Januar 2017 
die Regelungen zum Unterhaltsvorschuss ausgeweitet 
werden sollen. Die Ministerpräsidenten haben diesen 
Beschluss gefasst – nicht Frau Schwesig hat diesen Vor-
schlag übereilt eingebracht  –, die Ministerpräsidenten 
haben dieses Versprechen gegeben.

(Beifall bei der SPD)

Wir sind diejenigen, die jetzt daran mitwirken sollen, 
dass das Versprechen auch eingehalten wird.

Ein Wort noch in Richtung Hessen. Der Äußerung von 
Volker Bouffier, mit der Ausweitung könne man bis 2020 
warten, kann ich nur entgegenhalten: Es geht nicht an, 
innerhalb von ein paar Monaten das eigene Versprechen 
zu brechen.

(Beifall bei der SPD)

Damit ist niemandem geholfen, weder den Alleinerzie-
henden noch der Glaubwürdigkeit von Politik. Dieser 
Unterhaltsvorschuss muss so schnell wie möglich kom-
men. Deshalb bitte ich alle hier im Raum, mit unseren 
Ministerpräsidenten, egal welcher Farbe, zu reden und zu 
sagen: Wenn ihr ein Versprechen gebt, dann seht auch zu, 
dass ihr euch auf die Finanzierung einigt.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Damit schließe ich die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 18/10628 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein-
verstanden? – Widerspruch sehe ich keinen. Dann ist die 
Überweisung so beschlossen.

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 5 auf:

–	 Beratung der Beschlussempfehlung und 
des Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuss) zu dem Antrag der Bundesre-
gierung 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter 
deutscher Streitkräfte an der von den Ver-
einten Nationen geführten Friedensmission 
in Südsudan (UNMISS) auf Grundlage der 
Resolution 1996 (2011) des Sicherheitsrates 
der Vereinten Nationen vom 8.  Juli 2011 
und Folgeresolutionen, zuletzt 2304 (2016) 
vom 12. August 2016

Drucksachen 18/10188, 18/10547

–	 Bericht des Haushaltsausschusses (8.  Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung

Drucksache 18/10548

Über die Beschlussempfehlung werden wir, wie üb-
lich bei Einsätzen der Bundeswehr, später namentlich 
abstimmen.

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
diese Aussprache 25 Minuten vorgesehen. – Widerspruch 
sehe ich keinen. Dann ist auch dieses so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner dem Kollegen Christoph Strässer für die SPD das 
Wort.

(Beifall bei der SPD)

Christoph Strässer (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Kol-

leginnen und Kollegen! Gestern hat in Genf zum 26. Mal 
ein Sonderausschuss des Menschenrechtsrates der Ver-
einten Nationen zur Situation im Südsudan getagt. Zum 
26.  Mal! Der aus meiner Sicht wichtigste unter den 
Rednerinnen und Rednern ist der Sonderbeauftragte der 
Vereinten Nationen für die Verhinderung von Genozid, 
Herr Adama Dieng. Er hat die Weltgemeinschaft ein-
dringlichst aufgefordert, nicht wegzusehen, sondern da-
bei mitzumachen, den Menschen zu helfen, und sagte in 
diesem Zusammenhang: Es bereitet sich etwas vor, was 
wir sehen, was wir wissen: ein Genozid anhand ethni-
scher Leitlinien. – Worüber wir heute diskutieren, ist aus 
meiner Sicht ein kleiner Beitrag, um das zu verhindern, 
um hinzusehen und Lösungen zu präsentieren; aber es ist 
selbstverständlich nicht der einzige. 

Für diejenigen, die es noch nicht wissen, möchte ich 
die Dimensionen des Mandates UNMISS noch einmal 
ganz kurz darstellen, weil sich dann vielleicht das eine 
oder andere, was wir gleich hören werden, relativiert. 
Das UNMISS-Mandat existiert seit 2011 und soll zur 
Stabilisierung im Südsudan, dem jüngsten Staat Afrikas, 
beitragen. Es umfasst mittlerweile eine Obergrenze von 
17 000 Soldatinnen und Soldaten. Es ist in diesem Jahr 
erweitert worden, weil man erkannt hat, dass das Mandat 
den Schutz von Zivilisten, zu dem es erteilt worden war, 
nicht ausreichend gewährleistet hat. Im Rahmen dieses 
Mandates mit einer Obergrenze – ich wiederhole – von 
insgesamt 17 000 Soldatinnen und Soldaten diskutieren 
wir heute über den Einsatz der Bundeswehr. Die Ober-
grenze für den Einsatz deutscher Soldatinnen und Solda-
ten ist auf 50 festgelegt – 50 von 17 000 Soldatinnen und 
Soldaten in diesem Mandat. Den vorliegenden Zahlen 
zufolge sind gegenwärtig 16  deutsche Soldatinnen und 
Soldaten im Südsudan und machen dort eine gute und 
wichtige Arbeit, für die ich mich an dieser Stelle aus-
drücklich bedanke.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES  90/
DIE GRÜNEN)

Die zentrale Aufgabe besteht im Schutz von Zivilis-
ten. Die Zahlen, die uns derzeit vorliegen, sind alarmie-
rend. UNMISS hat sechs sogenannte Schutzzonen einge-
richtet, in denen circa 200 000 Zivilisten untergebracht 
sind. Der Schutz der Zivilbevölkerung in diesem Bereich 
ist durch niemand anderen gewährleistet als durch die 
Präsenz von UNMISS. 

Ich kann Ihnen aus eigener Erfahrung von einem Be-
such in einem der Flüchtlingslager in der Hauptstadt Juba 
berichten. Im Jahr 2015 begannen Zivilisten sich auch in 

Sönke Rix



Deutscher Bundestag – 18 . Wahlperiode – 209 . Sitzung . Berlin, Donnerstag, den 15 . Dezember 201620852

(A) (C)

(B) (D)

der Hauptstadt nicht mehr sicher zu fühlen und sind zum 
ersten Mal in der Geschichte der Vereinten Nationen in 
Einrichtungen der dort stationierten Kräfte geflohen. Wir 
haben mit ihnen wie auch mit Vertretern der Zivilorga-
nisationen, die dort gearbeitet haben, sprechen können 
und sie gefragt, warum sie das machen und wann sie die 
Einrichtungen wieder verlassen. Die Antwort war völlig 
klar: Wir gehen aus dieser Schutzeinrichtung nicht mehr 
raus, weil sonst die Gefahr besteht, dass wir in dem be-
waffneten Konflikt getötet werden. – Meine Damen und 
Herren, wer den Leuten diesen Schutz versagt, den sie 
brauchen, der vergeht sich ein Stück weit an den Grund-
sätzen der Humanität, die wir als internationale Gemein-
schaft auch in diesem Bereich zu verantworten haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die uns vorliegenden Zahlen sind abenteuerlich; sie 
sind unerträglich. In diesem jungen Land sind 1,8 Mil-
lionen Menschen intern vertrieben. 1,2 Millionen waren 
allein in diesem Jahr auf der Flucht und bilden zurzeit – 
auch das sollten wir in der Öffentlichkeit darstellen  – 
die größte Migrations- und Fluchtbewegung weltweit. 
3 500 Menschen verlassen pro Tag das Land. Wir wer-
den heute auch über den Einsatz in Darfur, dem zweiten 
Krisenherd in der Region, diskutieren. In diese seit 2003 
krisenbehaftete Region fliehen jeden Tag Menschen aus 
dem Südsudan. Das sollte uns zu denken geben, was die 
Situation der Menschen dort angeht. 

Die humanitäre Situation ist desaströs. Viele Bereiche 
in dem sich ausweitenden Bürgerkrieg sind nicht mehr 
durch humanitäre Hilfe zu erreichen. Das heißt, die Men-
schen sind in Gefahr, eine Hungersnot zu erleiden und 
nicht mehr versorgt werden zu können. In dieser Situati-
on reden wir über UNMISS. 

Wir haben in diesem Jahr auch ganz schlimme Bot-
schaften erfahren. Im Juli dieses Jahres wurde UNMISS 
beschuldigt  – darüber gab es auch eine Diskussion in 
den Vereinten Nationen –, seiner Aufgabe nicht nachzu-
kommen. Dazu hat es eine Untersuchungskommission 
gegeben. Die Vorwürfe wurden leider Gottes bestätigt. 
Zum ersten Mal in der Geschichte von UNMISS hat es 
daraufhin Konsequenzen gegeben. Diese Konsequenzen 
belasten zum Teil die UNO. Der Leiter der Einrichtung, 
die kritisiert wurde, weil sie keinen Schutz gewährleistet 
hat, wurde entlassen; er war ein kenianischer Soldat. Die 
Folge war zunächst einmal, dass Kenia aufgrund dieser 
Entscheidung seine Bereitschaft, an UNMISS mitzuwir-
ken, aufgekündigt hat. Das alles sind Dinge, die wir zur 
Kenntnis nehmen. Darüber muss auch im Kontext gere-
det werden. 

Was ist aber die Konsequenz angesichts der geübten 
Kritik? Ich habe darauf eigentlich nur eine Antwort. 
Fast alle internationalen Beobachter sagen genauso wie 
diejenigen, die im Land arbeiten, dass UNMISS allei-
ne zwar die Probleme im Südsudan nicht lösen kann, 
dass aber ohne UNMISS die Probleme deutlich größer 
wären. Ich möchte auf eine Veröffentlichung der Fried-
rich-Ebert-Stiftung aus diesem Monat  – damit ist eini-
ger Unsinn getrieben worden; einer der betreffenden 
Kollegen kann nicht mehr in Juba arbeiten und befin-

det sich mittlerweile in Kampala in Uganda  – verwei-
sen. Ich zitiere nur die Überschrift – das ist die offizielle 
Auffassung –: UNMISS alleine reicht nicht, doch ohne 
UNMISS geht es nicht.  – Wenn wir diese Auffassung 
ernst nehmen, dann müssen wir darüber diskutieren, ob 
das, was UNMISS im Augenblick macht, ausreicht oder 
ob wir UNMISS durch eine größere Bereitschaft, zu hel-
fen, stärken sollten.

Wir sollten auch politische Lösungen in Angriff neh-
men: Gibt es einen regionalen Friedensprozess? Reicht 
es, wenn die beiden alten Herren, Herr Salva Kiir und 
Herr Riek Machar, miteinander etwas verabreden, an das 
sich noch nicht mal ihre Gefolgsleute halten? Reicht es, 
dass die EU ein Waffenembargo ausgesprochen hat, oder 
müssen wir angesichts der in diesem Land ohnehin viel 
zu hohen Anzahl an Waffen nicht endlich ein Waffenem-
bargo auf UNO-Ebene beschließen? – Das sind die Fra-
gen, die wir beantworten müssen. Für die SPD-Fraktion 
ist völlig klar: Es braucht ein deutliches Signal, dass wir 
UNMISS stärken wollen. Wir wollen, dass UNMISS ih-
ren Aufgaben gerecht wird. Deshalb bitten wir Sie, der 
Fortsetzung dieses Mandats zuzustimmen. 

Aufgrund der letzten Diskussion über Kinderarmut 
möchte ich noch ein persönliches Wort sagen. Am Ende 
dieser Sitzungswoche werden wir uns ein fröhliches und 
friedliches Weihnachtsfest wünschen; das ist für uns 
selbstverständlich. Ich würde mich sehr freuen, wenn es 
uns gelänge, den Kindern im Südsudan und anderswo 
nicht nur ein friedliches Weihnachtsfest, sondern irgend-
wann einmal auch ein Leben in Frieden und Freiheit zu 
bescheren. 

Danke schön.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Christine Buchholz, 

Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Christine Buchholz (DIE LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Im 

Jahr 2011 spaltete sich der ölreiche Süden vom Norden 
des Sudans ab. Alle Parteien  – CDU, CSU, FDP, SPD 
und Grüne  – begrüßten dies damals. Abgeordnete der 
Union nannten das hier im Bundestag einen großen Er-
folg. Die Linke war die einzige Partei, die damals vor den 
Konsequenzen gewarnt hatte. Ein unabhängiger Staat, an 
deren Spitze eine korrupte Elite steht, die noch dazu in 
sich verfeindet ist, würde der Bevölkerung nicht die er-
hoffte Verbesserung ihrer Lage bringen. Diese Vorhersa-
ge hat sich dramatisch bestätigt. 

Seit nunmehr drei Jahren tobt zwischen dem Präsi-
denten Salva Kiir und seinem ehemaligen Stellvertreter 
Riek Machar ein blutiger Bürgerkrieg mit Zehntausenden 
Toten. Millionen Menschen sind auf der Flucht. Nach 
Angaben des Welternährungsprogramms ist mehr als ein 
Drittel der Bevölkerung des Südsudans vom Hunger be-
droht. Dabei gab es bereits bei der Staatsgründung vor 
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fünf Jahren eine internationale Militärpräsenz einschließ-
lich der Bundeswehr. Es zeigt sich heute, dass diese 
Truppenpräsenz nichts, aber auch gar nichts zu Frieden 
und Entwicklung im Südsudan beigetragen hat.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Elend der Bevölkerung des Südsudan steht im 
krassen Kontrast zum potenziellen Reichtum des Lan-
des. Der Südsudan hat die drittgrößten Ölreserven in 
Afrika. Genau deshalb war der Westen damals für die 
Abspaltung des Südens. Im Kern ging es immer darum, 
den wachsenden Einfluss Chinas einzudämmen und eine 
dem Westen genehme Regierung zu errichten. Wozu das 
führt, kritisiert nicht nur die Linke. Es tut mir leid, Herr 
Strässer, ich kann es Ihnen an dieser Stelle nicht erspa-
ren. Die SPD-nahe Friedrich-Ebert-Stiftung schrieb im 
August dieses Jahres:

Es war der Westen, vor allem die USA, aber auch 
Deutschland, ohne die es den Südsudan als eigenen 
Staat gar nicht geben würde. … Über Kriegsverbre-
chen der Eliten im Süden wurde deswegen großzü-
gig hinweggesehen, und so endete die Staatsgrün-
dung in einem völligen Desaster.

(Christoph Strässer [SPD]: Das ist aber nur 
die eine Hälfte des Zitats!)

Ja, der Westen und die Bundesregierungen der letzten 
Jahre tragen eine Mitschuld an der Entwicklung im Süd-
sudan. Darüber täuschen Sie heute hier hinweg.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Versprechen, mit deutschen und anderen in-
ternationalen Soldaten die notleidende Bevölkerung 
im Südsudan zu schützen, haben Sie nicht eingelöst. 
UNMISS steht auch nach der geplanten Aufstockung um 
4  000  Soldaten vor einem Dilemma. Entweder bleiben 
die UN-Soldaten angesichts von Gewalttaten passiv, oder 
sie lassen sich auf einen Krieg mit der südsudanesischen 
Armee oder den Milizen ein. Nichts von beidem trägt 
zum Frieden im Südsudan bei.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Frau Kollegin Buchholz, gestatten Sie eine Zwischen-

frage des Kollegen Strässer?

Christine Buchholz (DIE LINKE): 
Ich bin gleich fertig. Er kann zum Ende dann gerne 

seine Frage stellen.

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Dann gibt es nur noch die Möglichkeit der Kurzinter-

vention.

(Christoph Strässer [SPD]: Ist mir auch lie-
ber!)

Christine Buchholz (DIE LINKE): 
Helfen würde, wenn die Kriegsfürsten Kiir und 

Machar endlich am Kauf von Waffen gehindert würden, 

helfen würde, wenn die Bundesregierung auf die Nach-
barländer des Südsudan wie Uganda einwirken würde, 
ihre militärische Intervention zu stoppen, und helfen 
würde auch, wenn Sie sich auf die Unterstützung ziviler 
Notmaßnahmen konzentrieren würden. Das genau pas-
siert nicht. Die Linke stimmt der Verlängerung des Bun-
deswehreinsatzes im Südsudan nicht zu.

(Beifall bei der LINKEN  – Claudia Roth 
[Augsburg] [BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN]: 
Meine Güte!)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Herr Kollege Strässer, Sie haben jetzt die Möglichkeit 

zu einer Kurzintervention von Ihrem Platz aus.

Christoph Strässer (SPD): 
Schönen Dank.

(Das Mikrofon schaltet sich nicht sofort ein – 
Zurufe von der SPD: Knöpfchen drücken!)

– Ich mache zum ersten Mal eine Kurzintervention, zum 
ersten Mal nach 14 Jahren. – Ich bin schon ein bisschen 
irritiert über Ihre Äußerungen, weil Sie zum großen Teil 
darauf rekurrieren, dass die Gründung des Staates Süd-
sudan ein Fehler und von außen beeinflusst war. Ich darf 
einfach einmal daran erinnern, dass die Auseinanderset-
zungen im früheren Gesamtstaat Sudan im Jahre  1956 
begonnen haben und dass es bis zum Jahre 2005, also bis 
zum Abschluss des umfassenden Friedensabkommens, 
bis auf elf Jahre Bürgerkrieg gegeben hat.

Viele Bemühungen sind nicht vom Westen ausge-
gangen, sondern von innersudanesischen Gruppen. Man 
ging davon aus, dass es nach dem Abschluss des Frie-
densvertrages zu einer Lösung kommt. Den Bürgerinnen 
und Bürgern des Südsudan ist die Frage gestellt worden, 
was sie wollen. Wenn man sich hierhinstellt und sagt, die 
Gründung des Südsudan sei eine Geburt des imperialis-
tischen Westens, dann ist das ein Schlag ins Gesicht von 
99 Prozent der Südsudanesinnen und Südsudanesen, die 
diese Unabhängigkeit ganz eindeutig gewollt haben. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Frau Kollegin Buchholz, Sie haben die Möglichkeit, 

darauf zu erwidern.

Christine Buchholz (DIE LINKE): 
Vielen Dank. – Wir Linke haben immer die Hoffnung 

der Menschen im Südsudan auf eine bessere und fried-
lichere Entwicklung unterstützt. Aber das Dilemma ist 
doch, dass durch die Art der Staatsgründung, die massiv 
vom Westen unterstützt wurde – das sagt auch die Fried-
rich-Ebert-Stiftung –, genau diese Hoffnungen nicht er-
füllt wurden. Jetzt gibt es eine korrupte Regierung unter 
Salva Kiir, die sich einen blutigen Bürgerkrieg mit dem 
ehemaligen Stellvertreter Riek Machar liefert. Es hat 
sich gezeigt, dass diese Staatsgründung, weil sie nämlich 
nicht an den Interessen und Hoffnungen der Menschen 
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ausgerichtet war, in ein totales Desaster geführt hat. Das 
ist die Realität. Das müssen auch Sie heute konstatieren. 
Deswegen hat die Bundesregierung damals eine Mitver-
antwortung an der jetzigen Entwicklung im Südsudan.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Rolf Mützenich 
[SPD]: So viel zur Souveränität des Volkes aus 
Sicht der Linken!)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Für die CDU/CSU spricht jetzt die Kollegin Elisabeth 

Motschmann.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Elisabeth Motschmann (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ja, 

die Lage im Südsudan ist nach wie vor dramatisch – Kol-
lege Strässer hat es beschrieben –, man kann auch sagen: 
katastrophal. Die Gewaltausbrüche haben nicht abge-
nommen, eher noch zugenommen. Aufgrund dieser Tat-
sache müssen wir überlegen: Wie gehen wir mit diesem 
Staat weiter um? Gehen wir den Weg zum Frieden mit 
diesem Staat, oder lassen wir es sein? Die Linke kommt 
zu dem Entschluss: Wir lassen es sein. – Das halte ich 
für komplett falsch, Frau Buchholz, weil Sie damit die 
Menschen alleinlassen. Sie lassen die Kinder, die Mütter, 
die Alten, die Kranken, sie alle allein. 

(Christine Buchholz [DIE LINKE]: Das be-
haupten Sie! Das ist eine infame Unterstel-
lung!)

Sie sagen: Das ist mir doch egal. Lasst 4,8  Millionen 
Menschen hungern. Lasst zu, dass sie vertrieben werden.

(Christine Buchholz [DIE LINKE]: Das ist 
eine infame Unterstellung!)

Lasst zu, dass 1  Million Menschen in Nachbarstaaten 
fliehen. – Immerhin suchen über 200 000 Menschen in 
den Einrichtungen von UNMISS Schutz – 200 000 Men-
schen –, und Sie sagen: Das ist mir egal.

(Christine Buchholz [DIE LINKE]: Das ist 
eine Lüge! Sie haben nicht zugehört, Frau 
Motschmann!)

– Nein. Ich höre sehr genau zu, Frau Buchholz. Darauf 
können Sie sich verlassen.

Die Vereinten Nationen warnen vor einem bevorste-
henden Völkermord. Im Global Peace Index liegt dieser 
Staat tatsächlich nur knapp vor Syrien. Dennoch sagen 
Sie: Wir sollten da herausgehen. – Dies können wir nicht 
teilen. Wenn Sie sagen: „Wir wollen humanitäre Hilfe“, 
dann frage ich: Das ist zwar richtig und wichtig, aber wie 
wollen Sie humanitär helfen, wenn es nicht mindestens 
Zonen gibt, die gesichert sind und in denen humanitä-
re Helfer überhaupt arbeiten können? Sie können doch 
keine humanitären Helfer dahin schicken, wenn Sie sie 
dramatisch gefährden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES  90/DIE GRÜ-
NEN)

Richtig ist, dass Fehler gemacht wurden – auch darauf 
ist hingewiesen worden – und dass aus den Fehlern dieser 
Mission auch Konsequenzen gezogen werden müssen, 
um die Situation zu verbessern. Die Vorwürfe, die man 
den Vereinten Nationen gemacht hat, wiegen natürlich 
schwer. Sie haben die Zivilisten eben nicht hinreichend 
geschützt; an diesem Punkt bin ich bei Ihnen. Nur, was 
ist die Konsequenz daraus? Dass man versucht, Fehler zu 
vermeiden, Fehler zu korrigieren, dass man sie transpa-
rent, eindeutig und ehrlich offenlegt. Das ist geschehen, 
und das wird auch weiterhin geschehen. 

Man hat von Führungsschwäche gesprochen. Man hat 
gesagt, dass Teile der Einsätze chaotisch und wirkungs-
los gewesen sind. Man hat Konsequenzen gezogen. Man 
hat Abläufe und Befehlsketten korrigiert. Man hat Ver-
antwortlichkeiten geändert und die Mission besser orga-
nisiert. All das trägt dazu bei, dass die Arbeit dieser Mis-
sion wichtig ist und wichtig bleibt. Selbst wenn daran im 
Augenblick nur 15 oder 16 Bundeswehrsoldaten beteiligt 
sind: Sie leisten einen wichtigen Staatsdienst zur Steue-
rung der Mission. Auch ich möchte mich ausdrücklich 
bei denjenigen Soldatinnen und Soldaten bedanken, die 
in dieser nachweislich schwierigen Situation im Einsatz 
sind.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES  90/DIE GRÜ-
NEN)

Vielleicht noch ein Letztes. Wir reden im Augenblick 
sehr viel über Verlässlichkeit von Außen- und Sicher-
heitspolitik, weil wir natürlich die Sorge haben, dass sie 
künftig bedroht sein könnte. Gerade deshalb sage ich 
auch an dieser Stelle: Wir sollten verlässlich sein. Wir 
sollten bei den Menschen bleiben. Wir sollten ihnen hel-
fen, und wir sollten uns nicht selber vorwerfen, dass wir 
am Ende noch daran schuld sind, dass diese Staatsgrün-
dung zustande gekommen ist und dass es den Menschen 
da jetzt so schlecht geht. Das ist wirklich abwegig, Frau 
Buchholz, und es ist falsch. Deshalb bitte ich am Ende: 
Lassen Sie uns dieses Mandat fortsetzen und den Solda-
tinnen und Soldaten jede Unterstützung geben, die nötig 
ist, in der Hoffnung, dass es diesem Volk irgendwann 
besser geht.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Nächste Redner ist der Kollege Dr. Frithjof Schmidt 

für Bündnis 90/Die Grünen.

Dr.  Frithjof Schmidt (BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Um es vorweg zu sagen: Meine Fraktion hat 
dieser notwendigen UN-Mission im Südsudan immer zu-
gestimmt, und das werden wir auch diesmal tun.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Christine Buchholz
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Aber wir alle haben großen Grund zur Sorge. Es ist nicht 
gelungen, die Lage dort zu stabilisieren. Im Gegenteil: 
Sie spitzt sich gerade dramatisch zu. Die Berichte über 
den Terror gegen die Zivilbevölkerung, über Morde und 
Massenvergewaltigungen, die uns derzeit erreichen, ma-
chen fassungslos. Beide Konfliktparteien, sowohl das 
Lager von Präsident Kiir als auch das Lager des früheren 
Vizepräsidenten Machar, haben sich schwere Kriegsver-
brechen zuschulden kommen lassen. Insbesondere diese 
beiden Anführer gehören vor ein internationales Strafge-
richt.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Erst vor kurzem warnte der Sonderberater des UN-Ge-
neralsekretärs für die Verhütung von Völkermord Adama 
Dieng: Die Machthaber instrumentalisieren ethnische 
Unterschiede für ihre politische Hetze gegeneinander. 
Der Südsudan droht in Gewalt zu versinken. Es gibt das 
Potenzial für einen Genozid.  – Diese Warnung ist sehr 
ernst zu nehmen. Es muss vor allem verhindert werden, 
dass in dieser aufgeheizten Lage noch mehr Waffen in 
das Land gelangen. Das sagen uns auch alle Organisa-
tionen, die dort tätig sind. Die Bundesregierung sollte 
sich sehr energisch dafür einsetzen, dass der UN-Sicher-
heitsrat endlich ein Waffenembargo für den Südsudan be-
schließt und sich um die Durchsetzung kümmert.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der Abg. 
Elisabeth Motschmann [CDU/CSU])

Das gehört ins Zentrum der internationalen Politik für die 
Region.

Die katastrophale humanitäre Notsituation besteht 
fort. Die Hilfsorganisationen vor Ort brauchen dafür 
ausreichende und langfristig zugesagte Mittel. Die inter-
nationale Gemeinschaft darf hier nicht wieder versagen. 
Es ist wie jedes Jahr: Zum Jahresende ist nur knapp die 
Hälfte der Mittel, die gebraucht werden und zugesagt wa-
ren, eingegangen. Es ist schrecklich, dass wir das jedes 
Jahr wieder diskutieren müssen. Es ist wieder so. Des-
halb begrüßen wir es sehr, dass Deutschland die humani-
tären Mittel für den Südsudan noch einmal kräftig erhöht 
hat. Dafür haben Sie unsere volle Unterstützung. Das ist 
notwendig und richtig.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Genauso notwendig ist auch die weitere Unterstüt-
zung der Blauhelme von UNMISS. Wir wissen: In die-
sem riesigen Gebiet würden auch 20 000 Blauhelme die 
Menschen nicht umfassend vor dem Gräuel des Bürger-
kriegs schützen können. Trotzdem  – da möchte ich an 
den Kollegen Strässer anknüpfen – müssen wir dringend 
über eine qualitative Aufstockung und Verbesserung die-
ser UN-Mission reden. Sie reicht so, wie sie ist, einfach 
nicht aus.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Kollegin Buchholz, auch wenn Sie meinen, in der Ver-
gangenheit seien Fehler gemacht worden, was ich, so wie 
Sie es sagen, überhaupt nicht teile: Was wollen Sie denn 
jetzt machen?

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Ihre Antwort ist doch offensichtlich: nicht aufstocken, 
nicht verstärkt dort reingehen, sondern rausgehen. – Was 
soll denn dann passieren? Was ist das für eine Haltung? 
Unabhängig davon, wie Sie zur Entstehung dieses Kon-
fliktes stehen, müssen Sie doch jetzt eine Antwort geben. 
Das haben Sie in Ihrer Rede überhaupt nicht getan.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD – Christine Buchholz [DIE LINKE]: 
Das stimmt nicht!)

Das finde ich wirklich nicht in Ordnung.

Wir wissen, dass diese Mission erhebliche inter-
ne Probleme hat. Erst kürzlich hat ein UN-Bericht den 
UNMISS-Soldaten schweres Versagen beim Schutz von 
Zivilisten vorgeworfen. Aber gut ist: Die UN hat darauf 
unmittelbar reagiert und den verantwortlichen keniani-
schen Kommandeur abberufen. Trotz solcher schwerer 
Fehler gilt: Für Hunderttausende bietet UNMISS die ein-
zige Zuflucht und Rettung. Eine Schwächung oder gar 
ein Abzug von UNMISS wäre für all diese Menschen 
eine Katastrophe – bei allen Unzulänglichkeiten der Mis-
sion. Deshalb wird meine Fraktion auch diesmal diesem 
Mandat zustimmen.

Danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Zum Abschluss dieser Aussprache spricht der Kollege 

Dr. Reinhard Brandl für die CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Reinhard Brandl (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Wir sprechen in diesem Haus und in diesen Tagen oft 
über Flüchtlinge aus Afrika. Wir denken dabei an dieje-
nigen, die in Italien oder in Libyen ankommen. Im Süd-
sudan sind im Moment 1,8 Millionen Menschen inner-
halb des Landes auf der Flucht. 1,3 Millionen Menschen 
haben in den letzten Jahren das Land verlassen, allein 
400 000 seit Juli. 

Meine Damen und Herren, von denen kommt kaum 
einer in Libyen oder Italien an, weil ihnen schlichtweg 
das Geld dafür fehlt. Die Menschen fliehen in die Nach-
barländer. Sie fliehen nach Äthiopien, nach Uganda 
oder in den Sudan und verschärfen dort die humanitär 
prekäre Situation weiter. Wir lesen über diese Menschen 
wenig, weil es im Südsudan kaum internationale Presse 
gibt. Das Land ist in vielen Bereichen gar nicht oder nur 

Dr. Frithjof Schmidt
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schwer zugänglich. Trotzdem – das zeigt die Debatte hier 
im Bundestag – vergessen wir in Deutschland vonseiten 
des Bundestages und der Bundesregierung dieses Land 
nicht. Ja, Deutschland war daran beteiligt, dass es 2011 
eine friedliche Loslösung vom Sudan gab, dass dieser 
seit den 50er-Jahren anhaltende Konflikt zwischen Afri-
kanern und Arabern zu einem friedlichen Ende geführt 
hat. 

Meine Damen und Herren, ich war ein Jahr später, im 
Jahr 2012, dort. In allen Gesprächen, die ich dort geführt 
habe, spürte man den Stolz der Menschen auf ihr neu-
es Land, darauf, was sie mit dem Referendum erreicht 
haben. Man spürte auch eine Aufbruchstimmung, dieses 
Land mitzugestalten. Es war ein Riesenschritt vorwärts, 
aber seit 2013 gibt es fast nur noch Rückschritte. Es ist 
der Regierung trotz der großen internationalen Hilfe nicht 
gelungen, einen Mechanismus zu finden, wie sie friedlich 
und fair Macht und Ressourcen in dem Land verteilt. So 
hat der Konflikt zwischen dem Präsidenten Salva Kiir 
und dem Vizepräsidenten Riek Machar in einem neuen 
Bürgerkrieg zwischen Dinka und Nuer geendet. Dieser 
Konflikt ist Fluchtursache Nummer eins. 

Meine Vorredner haben die Gewalt, insbesondere die 
Gewalt gegen Frauen, die in diesem Bürgerkrieg ange-
wendet wird, zum Teil schon beschrieben. Ich will ei-
nen humanitären Aspekt hinzufügen. Allein durch die 
Konflikthandlungen sind ungefähr 50  Prozent der Ern-
te ausgefallen. Die Landwirte können ihre Felder nicht 
mehr bestellen. Es findet kaum noch nationaler Handel 
statt, weil die Menschen Angst haben, dass Nahrungs-
mitteltransporte überfallen werden. Ein Drittel der Men-
schen des Südsudans leidet an Hunger. Das sind ungefähr 
3,7 Millionen Menschen. 

Meine Damen und Herren, das ist eine Aufgabe für die 
internationale Gemeinschaft. Diese internationale Ge-
meinschaft hat diese Aufgabe auch angenommen. Es gibt 
für den Südsudan ein UN-Mandat. Das gibt es für viele 
andere Konfliktregionen – es ist über Syrien gesprochen 
worden – nicht. Der Rahmen ist vorhanden. Das Problem 
ist nur, dass die UN, insbesondere die UN-Missionen 
im Südsudan, diesen Rahmen nicht ausfüllt und bei der 
Auftragserfüllung in den letzten Monaten katastrophal 
versagt hat. Der Schutz der Zivilbevölkerung, der an 
erster Stelle steht, wurde nicht erfüllt. Zum Teil haben 
Angehörige der UN-Mission zugesehen, wie vor ihren 
Augen Frauen vergewaltigt worden sind. Damit haben 
sie natürlich Vertrauen verspielt: vor Ort und auch in der 
Weltbevölkerung.

Es gibt zwei Dinge, die zu tun sind. 

Erstens: UNMISS effizienter aufstellen, sodass sie ih-
ren Auftrag erfüllen kann, Schutz der Zivilbevölkerung, 
Stopp der Gewalt und Zugang zu humanitärer Hilfe er-
möglichen.

Zweitens. Es muss die Regierung unter Salva Kiir da-
von überzeugt werden, dass sie nur mit einem Ende der 
Gewalt und einem Unterbrechen der Gewaltspirale dafür 
sorgen kann, dass ihr Land wieder auf den Pfad der Sta-
bilisierung kommt.

Deutschland beteiligt sich daran im Rahmen von 
UNMISS, mit den Soldatinnen und Soldaten, den Poli-
zisten und zivilen Helfern. Es ist ein wichtiger Auftrag; 
denn diese Soldatinnen und Soldaten, diese Polizisten, 
diese Menschen sind auch Auge und Ohr vor Ort: Sie 
berichten uns aus einem Land, in dem es kaum interna-
tionale Presse gibt, aus dem es kaum ein Flüchtling zu 
uns schafft, und sorgen auch dafür, dass wir ein eigenes 
Lagebild bekommen, anhand dessen wir unsere Hilfe ab-
stimmen können.

Meine Damen und Herren, wir haben das Land von 
Anfang an mit entsprechenden Mandaten unterstützt. Wir 
sollten ihm auch in einer schwierigen Phase die Treue 
halten. Ich bitte Sie herzlich um Ihre Zustimmung.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Damit schließe ich die Aussprache.

Wir kommen zur Beschlussempfehlung des Auswär-
tigen Ausschusses zu dem Antrag der Bundesregierung 
zur Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher 
Streitkräfte an der von den Vereinten Nationen geführten 
Friedensmission in Südsudan, UNMISS. Der Ausschuss 
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf der Druck-
sache  18/10547, den Antrag der Bundesregierung auf 
Drucksache 18/10188 anzunehmen. 

Wir stimmen nun über diese Beschlussempfehlung 
namentlich ab. Ich bitte die Schriftführerinnen und 
Schriftführer, die vorgesehenen Plätze einzunehmen.  – 
Auf der Seite der Regierungsbank fehlt noch die Oppo-
sition, was irgendwie logisch klingt, aber trotzdem jetzt 
korrigiert werden muss. – Auf der Bundesratsseite fehlt 
auch noch jemand. – Damit sind jetzt alle Plätze an den 
Abstimmungsurnen besetzt. Ich eröffne die Abstimmung 
über die Beschlussempfehlung.

Gibt es noch Mitglieder des Hauses, die ihre Stimme 
abgeben möchten, dies aber noch nicht getan haben? – 
Ich darf darauf verweisen, dass es hier vorne Abstim-
mungsurnen gibt, wo man noch nicht anstehen muss. 

Wer jetzt seine Stimme noch nicht abgegeben hat, der 
möge das anzeigen. – Ich sehe niemanden, der das an-
zeigt, und schließe damit die Abstimmung. Ich bitte die 
Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der Auszählung 
zu beginnen. Das Ergebnis der Abstimmung wird Ihnen 
später bekannt gegeben.1)

Wir werden nach dem nächsten Tagesordnungspunkt 
in circa 25  Minuten erneut eine namentliche Abstim-
mung durchführen.

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 6 auf:

–	 Beratung der Beschlussempfehlung und 
des Berichts des Auswärtigen Ausschusses 

1)   Ergebnis Seite 20858 D

Dr. Reinhard Brandl


